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Deutschland ist verunsichert. Umfragen be-

legen, dass das Vertrauen der Bürger in unsere

Wirtschaftsordnung seit Jahren schwindet. Die

Ursachen hierfür liegen jedoch nicht im System

der sozialen Marktwirtschaft begründet. Es ist

vielmehr immer wieder so, dass die Politik Ver-

sprechungen macht und Erwartungen weckt,

die sich als unrealistisch erweisen. Dies führt

zwangsläufig zu Enttäuschungen und schädigt

das Vertrauen in die Politik nachhaltig. Anders

herum: Die mangelnde Entschlossenheit bei der

Umsetzung notwendiger Reformen führt

schließlich dazu, dass Reformen per se negativ

wahrgenommen werden.

Die Rolle des Staates als wirtschaftspoli-

tische Ordnungskraft wird gerade auch im

Zusammenhang mit der Globalisierung immer

wieder unterschätzt. Es trifft aber nicht zu, dass

der Staat seine Gestaltungsmöglichkeiten im

internationalen Standortwettbewerb um inter-

nationale Investoren verloren hat. Beispiele

anderer Länder zeigen, dass die Politik nach

wie vor über wirtschaftspolitischen Gestaltungs-

spielraum verfügt. Die globalisierungsbeding-

ten Anpassungen können durch eine entschlos-

sene Reformpolitik durchaus erfolgreich gemeis-

tert werden, wenn der Staat auch für sich den

internationalen Wettbewerb akzeptiert und den

erforderlichen Strukturwandel durch entschlos-

sene Reformen vorantreibt.

Hinter der Befürchtung, der Staat könnte

seinen Aufgaben in der globalisierten Welt nicht

mehr gerecht werden, stecken im Grunde die-

selben Impulse, die auch zu einem Ausufern

unserer Sozialsysteme geführt haben: eine tief

greifende politisch beförderte Anspruchshal-

tung der Bürger in Bezug auf staatliche Leistun-

gen und eine zu starke Betonung sozialer Gleich-

heit. Schon Ludwig Erhard warnte davor, dass

der allumfassende Versorgungsstaat Leistungs-

bereitschaft, persönliche Initiative und das Ver-

antwortungsbewusstsein der Menschen lähme.

Dem ursprünglichen Leitbild der sozialen Markt-

wirtschaft entsprechend sollte der Staat die

Regeln des Wettbewerbs festlegen und über

deren Einhaltung wachen, selbst aber nicht in

das Wirtschaftsgeschehen eingreifen. In diesem

Sinne müssen Eigenverantwortung, Eigeninitia-

tive und Risikobereitschaft in unserer Gesell-

schaft wieder stärker entwickelt werden.

Die Rollenverteilung zwischen Wirtschaft,

Staat und Bürgern muss neu bestimmt werden.

Der Staat sollte sich wieder auf seine wesent-

liche Aufgabe konzentrieren und die Rahmen-

bedingungen so setzen, dass sie eine nachhaltig

positive Entwicklung von Gesellschaft und Wirt-

schaft ermöglichen. Es mangelt den Bürgern

nicht an Reformwillen, wohl aber an Vertrauen

in die politische Reformfähigkeit. Nur mit einem

Mentalitätswechsel und in sich schlüssigen

Reformen kann es gelingen, das dringend benö-

tigte Vertrauen der Bürger in unser Wirtschafts-

system wiederherzustellen. Die soziale Markt-

wirtschaft hat nämlich keineswegs versagt. Sie

ist und bleibt das beste bekannte Ordnungssys-

tem, in dem soziale Verantwortung mit einem

hohen Maß individueller Freiheit möglich ist.
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Haben die Deutschen das Vertrauen in die

soziale Marktwirtschaft verloren? Nicht nur

ausländische Beobachter blicken mit Verwun-

derung auf die seit einiger Zeit in Deutschland

zum Teil heftig und emotional geführte De-

batte über unsere Wirtschaftsordnung. In einer

unguten Mischung aus Wahlkampfrhetorik

und überwunden geglaubten Vorurteilen über

die „Macht des Kapitals“ sind alte ideologische

Fronten wieder aufgebrochen, die den gesell-

schaftlichen Konsens zu unserem Wirtschafts-

system in Frage stellen. Die Diskussion mag

aus wahltaktischen Überlegungen angesto-

ßen worden sein, aber ihre Gründe und Hin-

tergründe – das zeigen das Ausmaß und die

Art der Reaktionen – reichen tiefer: Die seit

dem Ende des 2. Weltkriegs in der Bundesre-

publik kontinuierlich nach oben gerichtete

Wachstums- und Wohlstandsdynamik ist

gegen Anfang der neunziger Jahre ins Stocken

geraten. Wirtschaftliche Krisensymptome meh-

ren sich, das Wirtschaftswachstum stagniert

nahezu, und die Arbeitslosigkeit steigt und

steigt. In der Bevölkerung wachsen vor diesem

Hintergrund die Zweifel, ob die soziale Markt-

wirtschaft auch in Zukunft jenen ökonomi-

schen Mehrwert schaffen kann, der den sprich-

wörtlich gewordenen „Wohlstand für alle“

sichert und den sozialen Frieden auch künftig

bewahren hilft.

Politische, wirtschaftliche und
psychologische Ursachen der
„Kapitalismus-Kritik“
Die Sorge, Deutschland könnte in einem

schneller und härter werdenden globalen

Wettbewerb weiter zurückfallen, ist in gewisser

Hinsicht durchaus verständlich. Doch es gilt,

die Dimensionen zurechtzurücken: Deutsch-

land verfügt als drittgrößte Volkswirtschaft der

Welt nach wie vor über eine leistungsfähige

Wirtschaft, ein Vertrauenskapital belastbarer

Arbeitsbeziehungen und einen relativ hohen, in

breite gesellschaftliche Schichten hineinreichen-

den Wohlstand. Zu Panik besteht ebenso wenig

Anlass wie zu ideologischer Übertreibung: Wer

allen Ernstes behauptet, in Deutschland gras-

siere ein „ungezügelter Kapitalismus“, in dem

die Unternehmen nur noch eine kalte Gewinn-

maximierung verfolgten – zu Lasten der Arbeit-

nehmer und letzten Endes der gesamten Gesell-

schaft –, der hat Maß und Ziel verloren.

Bei allem Verständnis für die persönlichen

Sorgen und Nöte in der Bevölkerung: Dass sol-

che und ähnliche Ansichten heute bei vielen

Menschen offenbar Gehör finden, zeigt

zunächst einmal, dass über das Funktionieren

4

VERSAGT DIE SOZIALE MARKTWIRTSCHAFT? – DEUTSCHE IRRTÜMER

1) Klaus-Peter Müller ist Sprecher des Vorstands der

Commerzbank AG und Präsident des Bundesverban-

des deutscher Banken, Burgstraße 28, 10178 Berlin; 

Manfred Weber ist Hauptgeschäftsführer und Mit-

glied des Vorstands des Bundesverbandes deutscher

Banken sowie Honorarprofessor an der Universität

Potsdam.

Versagt die soziale Marktwirtschaft? –
Deutsche Irrtümer 
Von Klaus-Peter Müller und Manfred Weber 1



5

WALTER EUCKEN INSTITUT

einer Marktwirtschaft in unserer Gesellschaft

einige gravierende Missverständnisse bestehen.

Es sind im Grunde dieselben Irrtümer, die die

wirtschaftlichen Probleme, vor denen wir ja

nicht erst seit heute stehen, mit verursacht

haben und ihrer Lösung im Wege stehen.

Letztendlich spiegeln sich in der Tiefendi-

mension der gegenwärtigen „Kapitalismus-

Kritik“ die gleichen Mentalitäten, die auch für

den lähmenden Reformstau in Deutschland

verantwortlich zeichnen: vor allem eine über-

triebene Skepsis gegenüber der Globalisierung

und eine oft missverstandene Rolle des Staates

in der Marktwirtschaft. Soll der in vieler Hin-

sicht destruktiven und für den Wirtschafts-

standort nicht förderlichen Diskussion doch

noch eine konstruktive und positive Wendung

gegeben werden, müssen wir uns mit der Auf-

klärung und Beseitigung dieser Fehlentwick-

lungen auseinander setzen.

Ungeklärtes Verhältnis zur 
Globalisierung
Die Verunsicherung vieler Deutscher ange-

sichts hoher Arbeitslosigkeit und einer seit Jah-

ren schwachen Wirtschaftsentwicklung ist mit
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Händen zu greifen. In Teilen der Politik und

weiten Kreisen der Öffentlichkeit wird für diese

Lage ausgerechnet jene Entwicklung verant-

wortlich gemacht, der die Deutschen seit Jahr-

zehnten einen Großteil ihres Wohlstands zu

verdanken haben: die Globalisierung. Sie ist

in den letzten Jahren fast schon zum Synonym

für den Verlust des Vertrauten und die Bedro-

hung durch das Unbekannte geworden. 

Paradox ist diese Situation allemal: Ausge-

rechnet der Exportweltmeister Deutschland sieht

sich auf der Verliererseite einer Entwicklung,

aus der er bislang großen Nutzen gezogen hat

und auch künftig ziehen kann, wenn er sich nur

auf die Herausforderungen einzustellen weiß.

Doch anstatt sich mit Mut und Zuversicht dieser

Aufgabe zu stellen, herrscht gesellschaftliche

Verzagtheit: Viele fühlen sich offenbar nahezu

ohnmächtig und hilflos der Globalisierung aus-

geliefert. Es läge mit in der Verantwortung der

Politik, solchen verzerrten Wahrnehmungen ent-

gegenzuwirken und nicht – wie in der aktuel-

len Debatte teilweise geschehen – vorhandene

Ängste zu schüren. Denn zu einem Verlierer

der Globalisierung wird Deutschland am Ende

allenfalls dann, wenn nur die Risiken gesehen,

nicht aber die sich bietenden Chancen erkannt

und genutzt werden.

Zu der weit verbreiteten, gleichwohl fal-

schen Wahrnehmung der Globalisierung zählt

bereits das Missverständnis, sie sei plötzlich

über uns hereingebrochen, hätte die bisheri-

gen Spielregeln des wirtschaftlichen Handelns

gleichsam über Nacht außer Kraft gesetzt und

damit auch die soziale Marktwirtschaft in ihrem

Fundament erschüttert. Richtig ist, dass sich

die Weltwirtschaft von heute durch einen spür-

bar intensivierten Wettbewerb auszeichnet, in

den zunehmend auch Länder eingebunden

sind, die bislang kaum in den Welthandel inte-

griert waren. Doch dass die neuen Partner nun-

mehr zu Wettbewerbern werden, ist nicht

zuletzt Folge eines Aufholprozesses in den

Schwellenländern und des Zusammenbruchs

der planwirtschaftlichen Wirtschaftssysteme

in Mittel- und Osteuropa vor nun gut fünfzehn

Jahren – eine Entwicklung, die vor allem im

deutschen Interesse lag und deren Nutzen auch

heute niemand ernsthaft in Frage stellt. Es wäre

auch sehr sonderbar, wollten wir diesen Län-

dern nun die Entwicklungschancen missgön-

nen, die die Bundesrepublik in der Nachkriegs-

zeit selbst erhalten hat, um ihre Wirtschaft zu

entwickeln. Dafür gäbe es auch keinen über-

zeugenden ökonomischen Grund. Denn inter-

nationaler Handel ist kein Nullsummenspiel,

bei dem eine Gruppe von Staaten zwangsläu-

fig das verliert, was die anderen hinzugewin-

nen. Alle können gewinnen. Der steigende

Wohlstand in vielen Weltregionen schafft

gerade für technologisch und qualitativ hoch-

wertige Produkte und Dienstleistungen deut-

scher Unternehmen neue Absatzmärkte. 

Auch die größere Mobilität der Produk-

tionsfaktoren Kapital und Arbeit – ein weite-

res Merkmal der Globalisierung – beruht zu

einem großen Teil auf dem politisch erwünsch-

ten Zusammenwachsen Europas und anderer

Weltregionen. Die stete Fortentwicklung der

Technologie wiederum zeichnet den Prozess

der Industrialisierung seit mehr als 150 Jah-

ren aus. Was wir im Zuge der Globalisierung

beobachten, sind also keine grundsätzlich
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neuen Tatbestände wirtschaftlichen Handelns.

Qualitativ neu ist allenfalls das Tempo der tech-

nologischen Entwicklung, insbesondere im

Kommunikationsbereich, was dazu führt, dass

vormals nicht handelbare Güter auf Grund

gesunkener Informations- und Transaktions-

kosten nun internationaler Konkurrenz ausge-

setzt sind. 

Der eigentliche Gewinner dieser Entwick-

lungen ist der Bürger als Konsument. Denn er

profitiert ganz unmittelbar von einem verbes-

serten Güterangebot: einer vielfältigen Pro-

duktauswahl und preisgünstigen Waren und

Dienstleistungen. Ungeachtet der Tatsache,

dass die Verbraucher längst zu den größten

Nutznießern des globalen Marktes geworden

sind, bildet sich aber zunehmend eine zwie-

spältige Einstellung der Bürger heraus. Sie

möchten zwar die Vorteile der Globalisierung

für sich nutzen, sind aber häufig nicht bereit,

den damit verbundenen schärferen Wettbe-

werb zu akzeptieren. 

Dieser intensiver gewordene Wettbewerb

verlangt von Unternehmen wie Arbeitnehmern

eine größere Flexibilität, als dies in der Ver-

gangenheit der Fall war. Gefordert sind

namentlich eine höhere Mobilität sowie die

Bereitschaft zum lebenslangen Lernen. Sich

auf diese Veränderungen einzustellen heißt

gewiss nicht, das Land in eine soziale Krise zu

stürzen, wie viele Kritiker unterstellen. Im

Gegenteil: Die Krise kann nur dann verhindert

werden, wenn es gelingt, uns im veränderten

Wettbewerb, der eine unabänderliche Tatsache

ist, zu behaupten. Die Voraussetzungen dafür

sind im Wesentlichen gegeben. Denn dass die

deutschen Unternehmen in vielen Bereichen

wettbewerbsfähig sind, zeigen nicht zuletzt

die erfreulichen Exporterfolge. 

Die Ausgangslage ist also keineswegs

düster. Eine generelle Arbeitsplatzgarantie frei-

lich hat es früher nicht gegeben und kann es

auch künftig nicht geben. Sie wäre unserem

auf Dynamik und ständigen Wandel ausgerich-

teten Wirtschaftssystem wesensfremd. Zu hohe

Kosten waren in der Vergangenheit vor allem

dort das Ergebnis, wo die Politik mit hohen

staatlichen Subventionen bestehende Struktu-

ren über längere Zeiträume zementiert hat –

regelmäßig mit der Folge einer anschließend

verschärften Krise mit noch größerem Beschäf-

tigungsabbau. Bewegung auf dem Arbeits-

markt gehört zu den notwendigen Vorausset-

zungen einer dynamischen Wirtschaft. Diese

Dynamik hat immer wieder neue Beschäfti-

gungsmöglichkeiten auf neuen Märkten

geschaffen. Dass dies seit Jahren nicht in aus-

reichender Zahl geschehen ist, ist vor allem

Ergebnis der politisch motivierten Verzögerung

des Strukturwandels. Diesen Strukturwandel

zukünftig nicht zu blockieren, sondern ihn im

Gegenteil zu unterstützen, stellt heute eine der

großen politischen Herausforderungen dar.

Zu meinen, eine offene Volkswirtschaft wie

Deutschland könne sich gegen den interna-

tionalen Wettbewerb abschotten, wäre Reali-

tätsverweigerung. Dennoch zielen einige aktu-

elle Vorhaben in diese Richtung. So liegt der

beabsichtigten Ausweitung des Entsendege-

setzes und der damit verbundenen Einführung

von Mindestlöhnen in Branchen außerhalb der

Bauindustrie ein protektionistischer Ansatz zu
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Grunde. Ähnliches gilt für die deutschen

Widerstände gegen die von der EU-Kommis-

sion geplante Dienstleistungsrichtlinie, die

durchaus in der Logik des europäischen Bin-

nenmarktes liegt. Internationale Arbeitsteilung

und offene Märkte sind die Hauptquellen wirt-

schaftlichen Wachstums, gerade für Deutsch-

land. Mit der Errichtung nationaler Schutzwälle

hingegen wird kein einziger deutscher Arbeits-

platz dauerhaft gerettet, sondern lediglich der

unumgängliche Strukturwandel verhindert und

damit potenzielle Wettbewerbsfähigkeit preis-

gegeben. Auch werden so dem Verbraucher

in Deutschland bessere und günstigere Ange-

bote vorenthalten.

Wenig hilfreich für die notwendige Inten-

sivierung internationaler Wirtschafts- und

Finanzbeziehungen war ebenfalls der Vergleich

von Private-Equity-Gesellschaften mit „Heu-

schrecken“, die über deutsche Unternehmen

herfielen. Außerhalb Deutschlands ruft eine

derartige Debatte im günstigsten Fall Stirnrun-

zeln hervor; viele Reaktionen aus dem Ausland

zeigen aber, dass durchaus schwerwiegendere

Folgen für den Wirtschaftsstandort Deutsch-

land zu befürchten sind. Dieser Meinung ist

im Übrigen auch die klare Mehrheit der Bun-

desbürger: Fast zwei Drittel der Deutschen

glauben, dass die Kapitalismus-Debatte dem

Wirtschaftsstandort schadet.

Quelle: BdB/ipos: Soziale Marktwirtschaft 5/2005.

„Die gegenwärtige Kapitalismus-Debatte in Deutschland …“

schadet dem Standort eher

weiß nicht

nutzt dem Standort eher

13 % 63 %

24 %
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Im Ausland führte die moralische Unter-

scheidung zwischen „gutem“ und „schlech-

tem“ Kapital ebenso zu Irritationen wie die

auch persönliche Stigmatisierung jener Finanz-

investoren, die dieses Kapital in Deutschland

investieren, Unternehmen umstrukturieren

und sanieren, dabei in vielen Fällen gefähr-

dete Arbeitsplätze erhalten und sogar neue

schaffen konnten. Gerade diese Finanzinves-

toren haben sich in den letzten Jahren zu

einem wichtigen Antriebsmotor beim Umbau

der deutschen Wirtschaft entwickelt. Das Pri-

vate-Equity-Geschäft zielt eben nicht – wie viel-

fach behauptet – auf die Zerschlagung von

Unternehmen, sondern auf die Zuführung fri-

schen Eigenkapitals, mit dessen Hilfe die Unter-

nehmen wettbewerbsfähig gemacht werden.

Ohne das Kapital und das Engagement von

Private-Equity-Gesellschaften wäre der Struk-

turwandel in Deutschland längst nicht so weit

gediehen, wie das heute der Fall ist. Fehlent-

wicklungen in Einzelfällen rechtfertigen keine

pauschale Diskriminierung.

Die Kritiker liberalisierter Finanzmärkte

unterschätzen darüber hinaus geradezu sträf-

lich die Bedeutung der Kapitalmobilität für

eine prosperierende Weltwirtschaft. Sie ten-

dieren dazu, die Anleger unter den Generalver-

dacht zu stellen, nur kurzfristige Ziele zu ver-

folgen und damit zur Volatilität der Kapital-

märkte beizutragen. Dabei übersehen sie zum

einen, dass sich Renditen keineswegs nur

durch schnelle Mitnahmeeffekte erzielen las-

sen. In der Regel teilen Investoren das Interesse

an langfristig rentierlichen Engagements. Zum

anderen stellt sich die Frage, wo die Grenze

zwischen kurzfristigen und langfristigen Ren-

ditezielen, zwischen „guten“ und „schlechten“

Finanzinvestoren liegt und vor allem, wer –

außer dem Markt – darüber befinden soll.

Würde sich die Politik diese Schiedsrichter-

rolle anmaßen, wären wirtschaftliche Fehlallo-

kationen vorprogrammiert. Es empfiehlt sich

von daher eine größere Zurückhaltung der

Politik bei der Beurteilung von Investitionsent-

scheidungen, deren Risiko andere tragen.  

Offene Finanzmärkte, die den freien

Zugang zu Kapital sicherstellen, sind eine

unverzichtbare Voraussetzung für Innovation,

Wachstum und Beschäftigung in einer moder-

nen Volkswirtschaft. Sie bieten den Unterneh-

men die Möglichkeit, Mittel für Investitionen

zu attrahieren, und vergrößern gleichzeitig die

Wahlmöglichkeiten der Anleger. Die Vielfalt

der am Kapitalmarkt angebotenen Produkte

bringt die unterschiedlichen Interessen der

Marktteilnehmer in Einklang. Überzogene Kon-

trollen und sachlich nicht gerechtfertigte staat-

liche Regulierungen, die die Kapitalmärkte

behindern, führen letztlich zu Fehlallokatio-

nen sowie einer eingeschränkten Nutzung der

Wachstumsmöglichkeiten der deutschen Wirt-

schaft und höherer Arbeitslosigkeit.

Der Staat – als ordnungspoli-
tischer Gestalter unterschätzt
Nicht erst in der jüngsten „Kapitalismus-

Debatte“, dort aber noch einmal verstärkt, wird

die Auffassung vertreten, der Staat werde

immer mehr zum Spielball der internationalen

Märkte. Der vermeintliche Verlust staatlicher

Gestaltungsfähigkeit wird in erster Linie dem

Standortwettbewerb – und damit indirekt den



multinationalen Unternehmen – angelastet,

die mit ihrer Entscheidung über Investitionen

die Regierungen gegeneinander ausspielen

könnten. Bedingt durch steuerliche Zugeständ-

nisse an Unternehmen, würden dem Staat die

notwendigen Mittel fehlen, um weiterhin

einen funktionsfähigen Sozialstaat und sein

Angebot an öffentlichen Gütern aufrechtzu-

erhalten. 

Ein Blick auf die volkswirtschaftliche Gesamt-

rechnung zeigt allerdings ein anderes Bild: Die

Staatsquote in Deutschland ist weiterhin sehr

hoch, noch immer fließt knapp die Hälfte des

Bruttoinlandsprodukts durch staatliche Kassen.

Der Rückzug des Staates aus der öffentlichen

Daseinsvorsorge ist zwar dringend notwen-

dig, bisher aber sehr viel zaghafter ausgefal-

len, als häufig unterstellt wird. Daher kann

weder von einem substanziellen Sozialabbau

die Rede sein, noch davon, dass der Staat nicht

über genügend Einnahmen verfüge. Tatsäch-

lich ist das Steueraufkommen des Staates –

von den Sozialbeiträgen gar nicht zu reden –

nicht gesunken, sondern stagniert auf hohem

Niveau. Die Politik hat kein Einnahmen-, son-

dern ein Ausgabenproblem. 

Kritiker, die als Folge des Standortwettbe-

werbs bei den Sozialstandards ein internatio-

nales „race to the bottom“ befürchten, über-

sehen dabei, dass das kollektive Gut „soziale

Leistungen“ mit wachsendem Wohlstand künf-

tig auch in jenen Staaten stärker nachgefragt

wird, die augenblicklich noch durch niedrige

Produktionskosten Wettbewerbsvorteile haben.

In der globalisierten Weltwirtschaft führen

erhöhte Transparenz und eine höhere Mobi-

lität der Produktionsfaktoren allerdings dazu,

dass nicht mehr nur die Wirtschaft, sondern

verstärkt auch die Politik dem Wettbewerb

ausgesetzt ist. Um ihre Volkswirtschaften in

die Lage zu versetzen, den globalen Herausfor-

derungen gerecht zu werden, müssen die

Regierungen daher immer stärker auch die

Auswirkungen ihrer Entscheidungen auf die

Standortqualität, also die Wettbewerbsfähig-

keit der Unternehmen, und damit auf Arbeits-

plätze und Wohlstand ihres Landes ins Kalkül

ziehen. 

Die europäischen Beispiele gelungener

Anpassungen zeigen jedoch, dass die Regie-

rungen nach wie vor hinreichende Spielräume

bei der Ausgestaltung ihrer jeweiligen Wirt-

schaftsordnung haben. Vor allem belegen

diese Beispiele, dass die globalisierungsbe-

dingten Anpassungsschritte durch eine ent-

schlossene Reformpolitik bewältigt werden

können. Selbstverständlich gibt es hier keinen

Königsweg; jedes Land muss seinen eigenen

Weg finden. Doch die erfolgreichen Reform-

modelle machen deutlich: Die behauptete

Ohnmacht des Staates und die daraus abgelei-

tete Forderung, den Primat des Staates wieder-

herzustellen, stehen im deutlichen Kontrast

zu den tatsächlichen ordnungspolitischen

Gestaltungsmöglichkeiten. 

Der Staat – als „sozialer
Daseinsfürsorger“ überschätzt
Hinter der Befürchtung, der Staat könnte sei-

nen Aufgaben in der globalisierten Welt nicht

mehr gerecht werden, stecken im Grunde die-

selben Impulse, die auch zu einem Ausufern

10
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unserer Sozialsysteme geführt haben: eine tief

greifende, in Jahrzehnten politisch beförderte

Anspruchshaltung der Bürger gegenüber dem

Staat und eine übertriebene Sehnsucht nach

sozialer Gleichheit. Es kann auf Dauer nicht

gut gehen, wenn dem Staat weite Teile priva-

ter Lebensrisiken überantwortet werden und

der Solidargemeinschaft zunehmend soziale

Leistungen aufgebürdet werden, darüber aber

offenkundig vergessen wird, dass sich diese

Leistungen nur durch immer höhere Beiträge

jedes Einzelnen zum Gemeinwesen darstellen

lassen. Ganz zu schweigen davon, dass die

öffentlichen Mittel keineswegs immer effizient

verwendet werden.

Der viel beklagte deutsche Reformstau hat

seine Ursache nicht zuletzt in einer asymme-

trischen Wahrnehmung von vermeintlichem

individuellem Nutzen und gesamtwirtschaft-

lichen Finanzierungslasten, die von nahezu

allen Parteien durch immer neue Wahlverspre-

chen und Leistungsausweitungen über Jahr-

zehnte gefördert wurde. Eigenverantwortung,

Eigeninitiative und Risikobereitschaft müssen

von daher in unserer Gesellschaft wieder einen

höheren Stellenwert bekommen. 

Ludwig Erhard beklagte schon zu Zeiten

des Wirtschaftswunders den wachsenden

Staatseinfluss und die ausufernde Bevormun-

dung der Bürger durch den Staat. Er warnte

davor, dass der allumfassende Versorgungs-

staat Leistungsbereitschaft, persönliche Initia-

tive und das Verantwortungsbewusstsein der

Menschen zu lähmen drohe. Der Markt sei

schon an sich sozial und müsse nicht erst

durch staatliche Interventionen „sozial“

gemacht werden. Die internationale Entwick-

lung der Marktwirtschaft hat Erhard Recht

gegeben.

Doch in Deutschland scheint diese Über-

zeugung zunehmend verloren zu gehen. Wie

der Münchener Wirtschaftsethiker Karl

Homann richtig feststellt, hat der weit verbrei-

tete Glaube, der Markt fördere nur „die Star-

ken“ und benachteilige „die Schwachen“, die

moralischen Vorbehalte der Bürger gegenüber

Markt und freiem Wettbewerb verstärkt. Sol-

che Vorbehalte verkennen jedoch, dass Markt

und Wettbewerb dem Wohl der gesamten

Gesellschaft dienen – nicht zuletzt, indem sie

die wirtschaftliche Basis für den sozialen Aus-

gleich in der Gesellschaft legen. Die morali-

sche „Verurteilung“ des Marktes verhindert,

dass die dem Markt- und Wettbewerbsprinzip

innewohnende Wachstumsdynamik voll aus-

geschöpft werden kann. „Wir fahren die Markt-

wirtschaft“, so Homann, „mit angezogenen

Bremsen, und bei jedem Vorschlag, die Brem-

sen zu lösen, werden schwere moralische

Geschütze – wie ,Sozialdarwinismus‘, ,Ellen-

bogengesellschaft‘ und ,Verletzung der sozia-

len Gerechtigkeit‘ – aufgefahren.“

Welches Leitbild der sozialen
Marktwirtschaft brauchen wir?
Deutschland hat sich von den ursprünglichen

Leitgedanken der sozialen Marktwirtschaft

inzwischen weit entfernt. Marktwirtschaftliche

Entscheidungsprozesse sind in den vergange-

nen Jahrzehnten mehr und mehr von staatli-

chen Eingriffen überlagert, verzerrt oder außer

Kraft gesetzt worden. Einen nicht unwesent-



lichen Beitrag dazu hat – neben den ausge-

weiteten Sozialleistungen – das seit Gründung

der Bundesrepublik stark gestiegene Niveau

staatlicher Subventionen geleistet. Dass das

Volumen der Subventionen heute – je nach

Abgrenzung des Subventionsbegriffs – jährlich

zwischen 60 und 155 Mrd. E beträgt, macht

deutlich, in welchem Ausmaß die Finanzhilfen

des Staates die Bürger steuerlich belasten und

die staatlichen Haushalte überfrachten. 

Ökonomisch gerechtfertigt und marktwirt-

schaftlich sinnvoll sind allenfalls solche Sub-

ventionen, die Forschungsaktivitäten oder

Investitionen anregen, von denen positive

externe Effekte auf Gesellschaft und Staat aus-

gehen. Der Großteil der Subventionen in

Deutschland ist jedoch sozial- und verteilungs-

politisch motiviert; der notwendige Struktur-

wandel wird dadurch eher behindert als geför-

dert. Die in veralteten, nur noch bedingt wett-

bewerbsfähigen Wirtschaftszweigen gebun-

denen Ressourcen stehen für notwendige

Zukunftsinvestitionen, vor allem in Forschung

und Bildung, nicht mehr zur Verfügung. Positi-

ve Ansätze zur Streichung von Subventionen –

etwa die „Koch/Steinbrück-Liste“ – sind leider

nicht konsequent umgesetzt worden.

Auch die weit reichenden wirtschaftlichen

Aktivitäten der Unternehmen in öffentlicher

Hand sind mit dem ursprünglichen Leitbild

der sozialen Marktwirtschaft kaum mehr kom-

patibel. Diesem Leitbild entsprechend sollte
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Quelle: BdB/ipos: Soziale Marktwirtschaft 5/2005.

„In der Wirtschaft werden … Dinge durch den Staat geregelt“

zu viele

weiß nicht

nicht zu viele

5 %

62 %

33 %
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der Staat zwar als „Schiedsrichter“ die Regeln

des Wettbewerbs festlegen, selbst aber nicht

am Wirtschaftsprozess teilnehmen. Doch

heute ist allein der Bund direkt oder indirekt

über seine Sondervermögen an über 500

Unternehmen mit insgesamt mehr als einer

halben Million Beschäftigten beteiligt. Viel-

fach, und erst recht auf kommunaler Ebene,

geht die mit dem Argument der öffentlichen

Daseinsvorsorge begründete Staatstätigkeit

zu Lasten der privaten Wirtschaft, obgleich

diese die gleichen Leistungen in den meisten

Fällen weitaus effizienter bereitstellen könnte.

Ein zukunftsweisender Ansatz in diesem

Zusammenhang sind Public-Private-Partner-

ship-Modelle, also private Betreibermodelle

für öffentliche Einrichtungen. Unter dem

Druck leerer Kassen bei den öffentlichen

Gebietskörperschaften finden sie auch in Poli-

tik und Verwaltung immer mehr Zuspruch –

zu Recht, denn sie führen zu größerer Effi-

zienz bei der Erbringung von Leistungen, die

den Staat zunehmend überfordern, im Sinne

einer funktionsfähigen Infrastruktur, etwa im

Verkehrs- oder Bildungsbereich, aber unver-

zichtbar sind. Ungeachtet vielfältiger Mög-

lichkeiten wird Public Private Partnership in

Deutschland bislang aber nur unzureichend

genutzt.

Die Überreglementierung vieler Märkte,

der häufig zurückgedrängte Wettbewerbs-

gedanke und die insgesamt starke Einfluss-

nahme des öffentlichen Sektors auf das wirt-

schaftliche Geschehen verdeutlichen, dass sich

die Rollenverteilung zwischen Wirtschaft, Staat

und Bürgern im Laufe der Zeit verschoben hat

und einer neuen Justierung bedarf. Die ent-

scheidende Aufgabe der Wirtschaft ist es

dabei, sich im Wettbewerb zu behaupten. Nur

so ist Beschäftigung zu sichern, nur so sind

neue Arbeitsplätze zu schaffen. Deutsche

Unternehmen stellen sich dieser Herausforde-

rung auf allen Märkten, auf denen sie aktiv

sind, und in jedem Land, in dem sie sich enga-

gieren. Dieser Wettbewerb ist kein schmerz-

freier Prozess. Vielmehr handelt es sich, mit

den Worten von Joseph Schumpeter, um einen

Prozess der „schöpferischen Zerstörung“, in

dem Unternehmen, die sich nicht mehr als

wettbewerbsfähig erweisen, von innovative-

ren Unternehmen aus dem Markt gedrängt

werden. Dabei ist der gesamte Wirtschafts-

prozess einem ständigen Wandel unterwor-

fen: Was produziert wird, wie es produziert

wird, wo es produziert wird und von wem es

produziert wird, ändert sich fortlaufend. Im

Ergebnis – und das ist vielen Bürgern nicht

immer bewusst – führt dies dazu, dass der

Wettbewerb die Produktionsfaktoren in jene

Verwendungen lenkt, die die Konsumenten

am Ende der Wertschöpfungskette wünschen.

Letztlich sind es also die Verbraucher, an deren

Präferenzen sich das gesamte Wirtschafts-

geschehen orientiert. Marktwirtschaft und Kon-

sumentensouveränität, ja Demokratie sind –

mit anderen Worten – keine Gegensätze, son-

dern zwei Seiten einer Medaille.

Die wesentliche Aufgabe des Staates

besteht darin, die Rahmenbedingungen so zu

setzen, dass sie einer nachhaltig positiven Ent-

wicklung von Gesellschaft und Wirtschaft die-

nen. Dabei geht es zunächst um den allgemei-

nen Rechtsrahmen, etwa den Schutz der Eigen-

tumsrechte, und darum, faire Wettbewerbs-
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bedingungen sicherzustellen, so etwa den

Schutz des freien Marktzugangs. Es betrifft

aber auch die Herstellung von Chancengleich-

heit für die Bürger und die Gewährleistung

einer öffentlichen Infrastruktur, etwa im Bil-

dungs- oder Verkehrssystem. Schließlich ist

auch unbestritten, dass der Staat in gewissen

Grenzen als Korrektiv des Marktes auftritt, zum

Beispiel dann, wenn offensichtliches Markt-

versagen vorliegt oder Menschen unverschul-

det in Arbeitslosigkeit oder soziale Not geraten. 

Ein Wachstumsgebot kennt unsere Verfas-

sung zwar nicht, es wäre auch kaum justi-

ziabel. Dennoch muss sich die Politik in einer

sozialen Marktwirtschaft, die auch morgen

noch Wohlstand ermöglichen soll, gleichsam

ihrer Verantwortung für das Wirtschaftswachs-

tum bewusst sein. Denn sie hat es letztlich in

der Hand, die Rahmenbedingungen so zu

gestalten, dass die Wirtschaft wachsen kann,

dass die Unternehmen investieren, sich im glo-

balen Wettstreit bewähren und so Arbeits-

plätze sichern und schaffen können. 

Doch die ordnungspolitischen Weichen-

stellungen sind nur die eine Seite. Auch das

in der Gesellschaft vorherrschende Unterneh-

merbild wirkt sich nachhaltig auf die Rahmen-

bedingungen aus, unter denen die Unterneh-

men am Markt agieren. Hier haben sich über

die Jahrzehnte mentale Veränderungen erge-

ben, die dem Geist und der Funktionsfähig-

keit der sozialen Marktwirtschaft entgegen-

stehen. So wird heute unternehmerisches Han-

deln, das auf Gewinn („Profit“) und Wachstum

abzielt, in Deutschland häufig als mit der Idee

des Sozialen unvereinbar gesehen. Dabei

bringt gerade dieses grundlegende und selbst-

verständliche Unternehmensziel den mit

Abstand größten sozialen Nutzen für die All-

gemeinheit mit sich.

Gewinne sind in einer Marktwirtschaft

nicht nur eine Erfolgsprämie für eingegangene

Risiken und unternehmerische Leistung. Sie

sind vor allem Motor der Wirtschaft, da sie die

Voraussetzung für Innovationen, Investitionen

und mehr Beschäftigung darstellen. Der frü-

here Bundeskanzler Helmut Schmidt hat das

einmal auf die eingängige Formel gebracht:

„Die Gewinne von heute sind die Investitio-

nen von morgen und die Arbeitsplätze von

übermorgen.“ Darüber hinaus kommen die

auf Gewinne und Umsätze erhobenen Steu-

ern in Gänze der Allgemeinheit – nicht zuletzt

sozialen Verwendungen, dem größten öffent-

lichen Ausgabenposten – zugute. Auf den

Punkt gebracht: Ohne ausreichende Gewinne

gibt es am Ende nur Verlierer.

Um diesen gesellschaftlichen Nutzen her-

vorzubringen, muss das zu Grunde liegende

Motiv des Unternehmers nicht notwendiger-

weise altruistischer Natur sein. Die „List der

Marktwirtschaft“ besteht darin, dass auch der

aus eigenem Interesse nur auf den persönli-

chen Gewinn zielende Unternehmer, sofern

sein Unternehmen erfolgreich ist und er sich

an die geltenden Gesetze hält, einen Nutzen

für die Gesellschaft erzeugt.

Diese einfache Logik ist oft Quelle von Ver-

ständnisschwierigkeiten. Für viele gehört

neben dem geschäftlichen Erfolg zum „guten“

Unternehmer auch die „richtige“ moralische
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Gesinnung. Damit wird der gesellschaftliche

Nutzen des Unternehmensgewinns, quasi

unter öffentlichem Druck, zum „ethisch wert-

vollen“ Hauptziel unternehmerischen Han-

delns verklärt. Das mag politisch verständlich

sein, marktwirtschaftlich gesehen ist es wirk-

lichkeitsfremd: Genauso wenig wie ein Ver-

braucher überteuerte oder überflüssige Waren

einkaufen wird, um damit der Wirtschaft oder

dem Staat einen Gefallen zu tun, genauso

wenig wird jemand ein Unternehmen grün-

den und zum Erfolg führen, damit es der

Gesellschaft oder dem Staat dadurch besser

gehen möge. Das häufig als soziale Kälte miss-

verstandene Erfolgsgeheimnis der Marktwirt-

schaft liegt eben gerade darin, dass sie den

Eigennutz des Menschen nicht leugnet, son-

dern in produktive, für alle Nutzen bringende

Bahnen lenkt. Die Marktwirtschaft ist damit

das beste bekannte Ordnungssystem, das

soziale Verantwortung mit einem hohen

Niveau individueller Selbstverwirklichung ver-

bindet.

Angesichts der volkswirtschaftlich unum-

stritten positiven Wirkungen von Unterneh-

mensgewinnen dürfte es an der Notwendigkeit

möglichst profitabler Unternehmen in

Deutschland eigentlich keinen Zweifel geben.

Doch Meinungsumfragen belegen, dass inzwi-

schen mehr als ein Drittel der Deutschen der

Meinung ist, hohe Unternehmensgewinne

seien anstößig oder unmoralisch. 

Entsprechend ambivalent ist das Unterneh-

merbild der Deutschen. Auf der einen Seite

werden die Unternehmer als ökonomische

Leistungsträger akzeptiert, die eine wichtige

Funktion hinsichtlich der Schaffung von Wohl-

stand und Fortschritt in der Gesellschaft

haben – und die sie natürlich auch weiterhin

erfüllen sollen. Auf der anderen Seite wird aber

das sozialverantwortliche Handeln der Unter-

nehmen häufig angezweifelt. Letzteres führt

leicht dazu, den Unternehmen die Vorausset-

zungen, die für den gewünschten Beitrag

erforderlich sind, nicht zuzugestehen: näm-

lich die Anerkennung der Legitimität und die

tatsächliche Möglichkeit der Gewinnerwirt-

schaftung. Überspitzt ausgedrückt: Das Miss-

verständnis, Gewinnstreben und soziale Ver-

antwortung stünden im Widerspruch zuein-

ander, erschwert es den Unternehmen letzt-

lich, der von ihnen zu Recht geforderten

sozialen Verantwortung nachzukommen. 

Soziales oder kulturelles Engagement oder

die Förderung von Bildung und Wissenschaft

sind dabei häufige zusätzliche Leistungen der

Unternehmen für die Gesellschaft. Die eigent-

liche und unmittelbare soziale Verantwortung

der Unternehmen liegt aber darin, Wertschöp-

fung, Wachstum, Fortschritt durch neue Erfin-

dungen und Produkte sowie Beschäftigung zu

ermöglichen. Ausreichende Gewinne sind Vor-

aussetzung für das eine wie für das andere.

Sie sind und bleiben daher auch der primäre

Unternehmenszweck.

Eine weitere Quelle vieler Missverständ-

nisse ist, dass Entwicklungen und Probleme

vor allem aus der deutschen Binnenperspek-

tive beurteilt werden, während die Unterneh-

men, oft bis weit in den Mittelstand hinein,

international denken und sich auf die globa-

len Erfordernisse einstellen müssen.
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Das Dilemma zeigt sich an den beiden 

aktuell sehr emotional diskutierten Themen

der Managergehälter und der Höhe ange-

strebter Eigenkapitalrenditen besonders deut-

lich. So unbestritten es ist, dass Managerge-

hälter in den vergangenen Jahren zum Teil

deutlich stärker gestiegen sind als die Arbeit-

nehmerlöhne, so richtig ist es aber auch, dass

dies hauptsächlich auf einen durch die Inter-

nationalisierung ausgelösten Angleichungs-

prozess zurückzuführen ist. Während die deut-

schen Tariflöhne seit Jahrzehnten weit über

dem internationalen Durchschnitt vergleich-

barer Länder liegen, ist dies bei den Gehäl-

tern deutscher Manager keineswegs der Fall.

Das bedeutet nicht, dass nicht auch auf die-

sem Feld eine Mäßigung sinnvoll und notwen-

dig wäre. Doch das Problem allzu großer Dis-

krepanzen bei der Entlohnung von Managern

kann angesichts der globalen Unternehmens-

verzahnung und der Bedeutung, die das

Thema im Wettbewerb um die weltweit

besten Führungskräfte hat, nicht völlig aus-

geblendet werden. In den USA und vielen

anderen Ländern, in denen eine weniger aus-

geprägte „Neidkultur“ als in Deutschland

herrscht, stößt diese Problematik auf mehr

Verständnis, während sie hierzulande immer

wieder ausgeblendet wird. 

Vor diesem Hintergrund trifft auch die

Frage nach einer völligen Transparenz der

Managementgehälter privater Aktiengesell-

schaften in Deutschland auf ein anderes gesell-

schaftliches Umfeld als in manchen anderen

Ländern, in denen eine solche Transparenz seit

Quelle: BdB/ipos: Unternehmensgewinne 6/2005.

„Wenn Unternehmen hohe Gewinne machen, ist das …“

moralisch bedenklich

weiß nicht

nicht bedenklich

7 %

36 %

60 %
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Jahren üblich ist. Wenn jene Praxis nun auch

in Deutschland Eingang findet, muss das Trans-

parenzgebot dann allerdings auch und gerade

für die Managementvergütung in öffentlichen

Unternehmen gelten. Öffentlicher und priva-

ter Sektor dürfen hier nicht mit zweierlei Maß

gemessen werden. Für alle Unternehmen –

und unabhängig von der Frage einer mögli-

chen Veröffentlichungspflicht – gilt selbstver-

ständlich auch: Über die tatsächliche Höhe der

Gehälter des Managements zu entscheiden ist

und bleibt die Sache der Eigentümer. 

Ähnlich wie die Frage der Managergehäl-

ter stellt sich auch das Thema einer angemes-

senen Eigenkapitalrendite aus nationaler und

internationaler Sicht unterschiedlich dar:

Wenn eine angestrebte zweistellige Rendite

eines global agierenden Unternehmens – etwa

15 Prozent nach Steuern – in Deutschland als

unangemessen empfunden wird, sich aber das

Unternehmen auch bei einer Realisierung der

Zielmarke im internationalen Vergleich allen-

falls im unteren Drittel der maßgeblichen Kon-

kurrenten wiederfindet, macht dies deutlich,

wie groß die Diskrepanz zwischen der natio-

nalen Binnensicht und der Orientierung an

globalen Benchmarks sein kann. 

Gerade auf globalen Märkten gilt: Nur ein

Unternehmen, das dauerhaft auf einer soli-

den Basis steht und das schon heute die

Grundlage für künftigen Erfolg legt, kann auch

morgen noch im Wettbewerb bestehen,

Arbeitsplätze sichern und neue schaffen. Wer

diese Dynamik des internationalen Wettbe-

werbs missachtet und allzu kurzfristig denkt,

blendet ökonomische Realitäten aus. Deshalb

handeln Unternehmen, die auf nachhaltigen

Erfolg setzen, verantwortlich, selbst wenn zwi-

schen Gewinnen, Investitionen und Arbeits-

plätzen im konkreten Einzelfall nicht immer

und sofort ein „linearer“ Zusammenhang

erwartet werden kann.

Zweifel am gesellschaftlichen Verantwor-

tungsbewusstsein von Unternehmen entstehen

auch dann, wenn diese als so genannte Glo-

bal Players die Möglichkeit haben, sich dem

nationalen Rechtsrahmen zu entziehen. Doch

globaler Wettbewerb erfordert globale Prä-

senz und Anpassung an international unter-

schiedliche Bedingungen. Wenn ein Unterneh-

men Beschäftigung in das kostengünstigere

Ausland verlagert, um auf seinen Absatzmärk-

ten erfolgreich zu sein und damit auch

Beschäftigung im Inland zu sichern, dann ist

das weder „unmoralisch“ noch „unpatriotisch“,

sondern eine legitime Strategie, um die Exis-

tenz des Unternehmens dauerhaft zu sichern.

Mehr noch: Es ist eine verantwortungsvolle

Strategie, und es wäre im Gegenteil geradezu

verantwortungslos, auf die Vorteile der inter-

nationalen Arbeitsteilung und die Nutzung

verschiedener Standorte zu verzichten. 

Die relevante Grenze der Legitimität unter-

nehmerischen Handelns wird durch andere

Standards gezogen: Menschenunwürdige For-

men der Beschäftigung, Kinderarbeit, gesund-

heitsschädliche Arbeitsbedingungen, Korrup-

tion und exzessive Umweltverschmutzung sind

nicht nur zu ächten, sondern hier sind auch

auf internationaler Ebene wirksame rechtliche

Barrieren notwendig, damit sich einzelne

Unternehmen nicht durch Verletzung solcher
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ethischer Normen ungerechtfertigte Wettbe-

werbsvorteile verschaffen können.

Deutsche Unternehmen – das ist weitge-

hend unbestritten – zeichnen sich auf natio-

naler wie auf internationaler Ebene vielfach

durch vorbildliches Corporate Citizenship aus.

Dass Unternehmen die regionale Entwicklung

an ihren Standorten im In- und Ausland nach

Kräften unterstützen – durch lokale Aktivitä-

ten, durch Stiftungen und gemeinnützige Ein-

richtungen, durch soziales, kulturelles und

ökologisches Engagement –, stellt eher die

Regel als die Ausnahme dar. Unternehmeri-

sche und gesellschaftliche Verantwortung sind

hier ganz überwiegend deckungsgleich.

Die soziale Marktwirtschaft
kann auch in Zukunft unseren
Wohlstand sichern
Die soziale Marktwirtschaft hat sich in Deutsch-

land als Wirtschafts- und Sozialordnung seit

mehr als einem halben Jahrhundert bewährt.

Wer sie prinzipiell in Frage stellt, gefährdet

die Fundamente unseres gesellschaftlichen

Wohlstands und kann für sich nicht in

Anspruch nehmen, damit der Allgemeinheit

einen Dienst zu erweisen. Die marktwirtschaft-

liche Ordnung bedarf gleichwohl der ständi-

gen Überprüfung daraufhin, ob sie nach wie

vor intakt und nicht durch verschiedene diri-

gistische Eingriffe seitens des Staates bereits

ihres Wesenskerns beraubt worden ist. Dies

gilt umso mehr, als sich die heutige Praxis und

das allgemeine Verständnis von sozialer Markt-

wirtschaft von ihren ordnungspolitischen

Ursprüngen entfernt haben. Unser Bemühen

sollte daher darauf gerichtet sein, den markt-

wirtschaftlichen Erfolgsgaranten Eigenverant-

wortung, Subsidiarität, Flexibilität und Wett-

bewerb wieder stärkere Geltung zu verschaf-

fen. Der Arbeitsmarkt, das Steuersystem, die

sozialen Sicherungssysteme, der Abbau von

Bürokratie und solide öffentliche Haushalte

stellen dabei auf absehbare Zeit die wichtigs-

ten Baustellen dar.

Die Politik kann und darf sich nicht hinter

einer angeblich reformunwilligen Bevölkerung

verstecken. Die in Umfragen erkennbare Bür-

germeinung liefert keinerlei Argumente dafür,

das Notwendige nicht anzupacken – im Gegen-

teil. Denn den Deutschen mangelt es nicht an

Reformwillen, wohl aber inzwischen am Ver-

trauen in die politische Reformfähigkeit: Die

seit Jahren andauernde Diskussion um den

deutschen „Reformstau“ und die enttäuschten

Erwartungen der Bürger gegenüber der Poli-

tik haben zu einer ausgesprochen resignati-

ven Grundstimmung geführt, die mit „Schwarz-

sehen“ der tatsächlichen Verhältnisse nichts

zu tun hat. Das schon seit Jahren erheblich

rückläufige Vertrauen der Bürger in die soziale

Marktwirtschaft zeigt dies nur zu deutlich.

Die Politik kann nicht davon freigespro-

chen werden, zu diesem negativen Bild und

zu dem spürbaren Ausmaß der Enttäuschung

beigetragen zu haben: zum einen durch man-

gelhafte Kommunikation und handwerkliche

Fehler bei der Umsetzung von Reformen, aber

auch dadurch, dass unerfüllbare Erwartungen

geweckt und im Wettlauf der politischen Par-

teien um die Gunst der Wähler das wirkliche

Ausmaß der wirtschaftlichen Probleme häufig
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kleingeredet wurde. Unlautere Versprechun-

gen zerstören auf Dauer das Vertrauen der

Menschen in Marktwirtschaft und Demokratie.

Dass zwei Drittel der Deutschen meinen, die

Politik sei nicht in der Lage, die wirtschaftli-

chen Probleme des Landes zu lösen, gibt einen

Hinweis darauf, wie viel Vertrauenskapital hier

bereits verspielt wurde. 

Um in Deutschland einen wirtschaftlichen

Durchbruch zu erzielen, muss zunächst und

vor allem die durch Misstrauen verursachte

Verunsicherung der Menschen beseitigt wer-

den. Die „Kapitalismus-Debatte“ ist dazu

gewiss kein hilfreicher Beitrag. Die Diskussion

findet zum falschen Thema und mit den fal-

schen Schlussfolgerungen statt. Sie vergrößert

die Verunsicherung der Bürger und Unterneh-

men noch, wodurch nicht nur weitere Reform-

schritte erschwert, sondern auch die ersten

bescheidenen Reformerfolge im Rahmen der

„Agenda 2010“ wieder gefährdet werden.

Schließlich lenkt diese Diskussion – in der Art,

wie sie in weiten Teilen geführt wird – davon

ab, dass die wirtschaftlichen Probleme des Lan-

des nur durch gemeinsame konkrete Reform-

anstrengungen, nicht durch Grundsatzdebatten

gelöst werden können.

Worum es im Kern geht, macht ein Beispiel

deutlich: Vor einiger Zeit wurde die austra-

lische Botschafterin in Deutschland, Pamela
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Fayle, gefragt, wie es denn ihr Land geschafft

habe, in wenigen Jahren die Arbeitslosenquote

von 12 Prozent auf knapp 6 Prozent zu halbie-

ren und ein reales Wachstum von immerhin

rund 4 Prozent zu erreichen. Sie hat daraufhin

einige in Australien verwirklichte Reformen

aufgezählt, aber hinzugefügt: Das Wichtigste

für den Erfolg seien nicht die einzelnen Refor-

men gewesen, sondern dass es gelungen sei,

eine neue „Kultur der Reform“ zu schaffen.

„Reform“ sei in Australien kein „dirty word“

mehr, sondern die Bürger forderten von der Poli-

tik nun Reformen ein; die Wahlaussichten von

Politikern würden sich danach richten, inwieweit

sie Erfolg versprechende Reformen anbieten.

Das ist das Gegenteil von dem, was sich in

Deutschland vollzogen hat. Mit dem mangeln-

den Vertrauen in die Reformfähigkeit und den

allenfalls halbherzigen Reformanläufen ist

auch der Begriff der „Reform“ in der Wahr-

nehmung der Deutschen inzwischen negativ

belastet. Auf die Frage: „Was meinen Sie:

Verbinden die meisten Leute heutzutage mit

dem Begriff Reform eher etwas Gutes oder

eher etwas Schlechtes?“ antworten 80 Prozent

der Deutschen „eher etwas Schlechtes“!

„Reform“ ist in Deutschland inzwischen also

tatsächlich zu einem Unwort geworden.

Hier ist ein Mentalitätswechsel erforder-

lich, der nur gelingen kann, wenn die Politik

mit mutigen Reformen vorangeht, wenn sie

politische Führung unter Beweis stellt. Den

mit der „Agenda 2010“ eingeschlagenen

Reformweg nun bereits wieder abzubrechen,

Quelle: BdB/ipos: Soziale Marktwirtschaft 5/2005.

„Ist die Politik in der Lage, die wirtschaftlichen Probleme 
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ja Reformen zurückzunehmen und den politi-

schen Kurs in diesem Sinne fundamental zu

verändern würde hingegen die Glaubwürdig-

keit der Politik ein weiteres Mal beschädigen

und die Aussichten auf wirtschaftliche Bes-

serung weiter schmälern. 

Deutschland steht vor keiner leichten Auf-

gabe. Die Folgeprobleme des demographi-

schen Wandels verschärfen die Lage zusätzlich

und erhöhen den Reformdruck. Wer den Ein-

druck erwecken wollte, es müssten nur an

einigen Stellschrauben kleinere Veränderun-

gen vorgenommen werden, damit alles wie-

der in Ordnung kommt, verkennt den Ernst

der Lage. Deutschland muss den Beweis antre-

ten, dass es auch unter verschärften Bedin-

gungen zu grundlegenden wirtschaftlichen

und gesellschaftlichen Anpassungen in der

Lage ist. Viele unserer Nachbarn in Europa

haben diese Leistung bereits erbracht. Warum

sollte nicht auch Deutschland dazu in der Lage

sein?

Mit der „Agenda 2010“ und anderen

bereits erfolgten Anpassungsschritten waren

wir im Prinzip auf dem richtigen Weg. Wir soll-

ten diesen Fortschritt nicht verspielen, son-

dern – darauf aufbauend – noch konsequenter

und zielgerichteter in Richtung Reformen wei-

terarbeiten. Mit Beharrlichkeit und Ausdauer

kann Deutschland die Stagnation überwinden.

Dabei dürfen wir aber nicht die Geduld verlie-

ren oder den Fehler machen, erste Erfolge zu

konsumieren, bevor ein stabiles Fundament für

die weitere wirtschaftliche Entwicklung gelegt

Quelle: BdB/ipos: Wirtschaftsstandort 4/2005.

„Die meisten Deutschen verbinden mit dem Begriff Reform …“

etwas Schlechtes

weiß nicht

etwas Gutes

6 %

80 %

14 %



22

VERSAGT DIE SOZIALE MARKTWIRTSCHAFT? – DEUTSCHE IRRTÜMER

ist. Darin liegt die große Führungsverantwor-

tung der Politik in den kommenden Jahren. 

Die soziale Marktwirtschaft als Ordnungs-

modell hat nicht versagt. Wenn wir wieder

stärker zu ihren Ursprüngen zurückkehren,

kann sie sogar eine neue Marktdynamik ent-

fachen. „Die soziale Marktwirtschaft bildete“,

wie der Zeithistoriker Paul Nolte jüngst formu-

lierte, „das stabile Gerüst, an dem das Wirt-

schaftswunder der Bundesrepublik emporran-

ken konnte.“ Wenn wir die vor uns liegenden

Herausforderungen meistern und die vorhan-

denen Chancen nutzen, wird sich die soziale

Marktwirtschaft auch unter den Bedingungen

der Globalisierung bewähren. Sie bietet den

besten Weg, möglichst vielen Menschen aus

allen Schichten der Gesellschaft die Teilhabe

am Wohlstand zu ermöglichen und diesen zu

sichern. Mit rückwärts gewandten, nachweis-

lich falsche Rezepte aufgreifenden Debatten

ist hingegen niemandem geholfen.
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